
  

G E M E I N D E  E G E L S B A C H  
FREIHERR-VOM-STEIN-STRASSE 13, 63329 EGELSBACH 

TELEFON: 06103 405-0  

 

 

Auskunftssperre gem. § 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetz (BMG) 

 
 Antrag auf Auskunftssperre 

 
 Antrag auf Verlängerung einer Auskunftssperre 

 
 Antrag auf Aufhebung einer Auskunftssperre 

 

Antragsteller/in: 
 
 
 
Name, Vorname                                                                      Geb.Datum 

 
 
 
PLZ, Ort, Straße, Hs.-Nr. 

 
 

Hiermit beantrage ich eine Auskunftssperre nach § 51 Abs. 1 BMG wegen einer Gefahr für Leben, 
Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Belange. Mein berechtigtes Interesse ergibt 

sich aus folgender Begründung (ggfls. Zusatzblatt beifügen): 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Folgende Nachweise sind zur Glaubhaftmachung der oben geschilderten Gefahr vorzulegen/beigefügt: 
 

 Kopie Strafanzeige oder Urteil   Kopie einer zivilrechtlichen Unterlassungsklage 
 

 Bescheinigung Arbeitgeber/Dienstherr  Bescheinigung des Frauenhauses 
 

 _________________________________________________________________
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Als Sorgeberechtigte(r) stelle ich den Antrag auch für folgende Personen: 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
______________________________________________________________________________________ 
Ort, Datum                                                                                           Unterschrift 
 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Auskunftssperre keinen Schutz gegenüber 
Gläubigern darstellt und dass im Falle einer Anfrage eine bestehende 
Auskunftssperre widerrufen wird. 
 

Erläuterungen/Auszug zur Auskunftssperre nach § 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetz (BMG): 
 
(1) Liegen Tatsachen vor, die die Annahme rechtfertigen, dass der betroffenen oder einer anderen Person 
durch eine Melderegisterauskunft eine Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche 
schutzwürdige Interessen erwachsen kann, hat die Meldebehörde auf Antrag oder von Amts wegen eine 
Auskunftssperre im Melderegister einzutragen. 
 
(2) Sofern nach Anhörung der betroffenen Person eine Gefahr nach Absatz 1 nicht ausgeschlossen werden 
kann, ist eine Melderegisterauskunft nicht zulässig. Ist die betroffene Person nicht erreichbar, ist in den Fäl-
len, in denen eine Auskunftssperre auf Veranlassung einer in § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 6, 7, 8 und 9 
genannten Behörde von Amts wegen eingetragen wurde, die veranlassende Stelle anzuhören. Sofern eine 
Auskunft nicht erteilt wird, erhält die ersuchende Person oder Stelle eine Mitteilung, die keine Rückschlüsse 
darauf zulassen darf, ob zu der betroffenen Person keine Daten vorhanden sind oder eine Auskunftssperre 
besteht. 
 
(4) Die Auskunftssperre wird auf zwei Jahre befristet. Sie kann auf Antrag oder von Amts wegen verlängert 
werden. Die betroffene Person ist vor Aufhebung der Sperre zu unterrichten, soweit sie erreichbar ist. Wurde 
die Sperre von einer in § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 6, 7, 8 und 9 genannten Behörde veranlasst, ist 
diese zu unterrichten, wenn die betroffene Person nicht erreichbar ist. 
 

 

Von der Behörde auszufüllen! 

Dem Antrag auf Auskunftssperre wird 
 

 stattgegeben 
 

 nicht stattgegeben 

Die Auskunftssperre erlischt am: 
 
 

Ort, Datum: 
 
 
 

Gemeindevorstand der Gemeinde Egelsbach 
Im Auftrag 
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